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Unser kostenloser Service
Vorzügliche Beratung vom Fachpersonal • Ausmessen • Kostenangebot
genähte Gardinen decorierfähig gerichtet

Hauptstraße 25 Tel. (0 94 36) 4 18
93149 NITTENAU Fax (0 94 36) 90 29 56
Unsere Geschäftszeiten:
Mo. - Fr. von 9.00 bis 12.00 Uhr  und  14.00 bis 18.00 Uhr
Sa. von 9.00 bis 12.00 Uhr

Gardinen
Leisten/Rollos

Vertikal-Lamellen
Bodenbeläge

Tapeten

STOFF- und FARBKOMBINATIONEN,
DEKORATIONSVORSCHLÄGE

und passendes ZUBEHÖR
zeigen wir Ihnen ganz unverbindlich in unserem Raumstudio.
Wir laden Sie recht herzlich ein, mit uns bei Prosecco und
Kaffee unser Raumstudio zu eröffnen.

ERÖFFNUNGS-ANGEBOTE
Fertig-Gardinen sofort zum Mitnehmen 35% Rabatt
auf alle unsere Artikel gibt es bis 30.06.06 15% Rabatt
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für das Jahr

REW SCHWARZ CYAN MAGENTA GELB    SEITE 4

REW SCHWARZ CYAN MAGENTA GELB      SEITE 4

4 ■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■ www.wochenblatt.de ■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■ 14. Juni 2006S4 W4 O4

kurz & wichtig
Für Toleranz – Stadt sucht Demo-Logo
REGENSBURG: „Ein machtvolles Symbol mit durchschlagen-
dem Erfolg”, so Bürgermeister Gerhard Weber, solle die Demon-
stration werden, zu der die Stadt am 27. September aufruft. „Re-
gensburg für Toleranz und Demokratie” lautet der Arbeitstitel der
Organisatoren, zu denen neben der Stadt die Kirchen, die Jüdi-
sche Gemeinde und der DGB gehören. „Damit wollen wir unter
Beweis stellen, dass es in Regensburg keinen Platz für Extremi-
sten, insbesondere Rechtsextremisten gibt”, so Weber. 99 Pro-
zent der Bürger wollten die Neonazis nicht in der Stadt haben.
„Und diese überwältigende Mehrheit – das ist Regensburg.” An-
lässlich der Demonstration lobt die Stadt einen Wettbewerb für
das beste Motto und das beste Logo aus. „Ein positives Motto,
nicht gegen, sondern für etwas” solle sich in dem Logo wider-
spiegeln, so Annerose Raith vom Amt für kommunale Jugendar-
beit. Vorschläge können – im JPG-Format auf CD-Rom – bis
zum 30. Juni beim Amt für kommunale Jugendarbeit, Ostengas-
se 29, 93047 Regensburg, eingereicht werden. Dem Sieger
winkt eine Berlin-Reise, gestiftet von MdB Maria Eichhorn. (as) 

Bündnis: Aufstehen gegen Rassismus
REGENSBURG: Unter dem Motto „Auf-
stehen gegen Rassismus und Fremden-
feindlichkeit – Kein Fußbreit alten und
neuen Rechten” rufen die DGB-Region
Regensburg und der Juso-Landesver-
band zu einer Kundgebung gegen den
NPD-Bayerntag am kommenden Sams-
tag von 11 bis 13 Uhr auf dem Neupfarr-
platz auf. Unterstützt wird diese unter
anderem von der DGB- und IG-Metall-
Jugend Bayern, der GEW-Studieren-
dengruppe Regensburg, den Sozialen Initiativen, dem ASTA der
Uni Regensburg, der BI Asyl, der Vereinigung der Verfolgten des
Naziregimes, dem ueTheater und den Falken. „Es ist keine na-
turgesetzliche Selbstverständlichkeit, dass sich Verbrechen wie
die der Nazis in Qualität und Quantität niemals wiederholen wer-
den. Gewissheit darüber können wir nur erlangen, wenn wir stets
getreu dem Motto ‘Wehret den Anfängen’ handeln, Zivilcourage
zeigen und rechtsextremer Propaganda, egal wo, egal wann und
vor allem egal, von wem sie geäußert wird, entschlossen entge-
gen treten”, so der Juso-Landesvorsitzende Thomas Goger. „Der
Kampf gegen Rechtsextremisten wird letztlich nicht durch Verbo-
te entschieden, sondern durch entschlossenes Auftreten aller de-
mokratischen Kräfte der Gesellschaft”, ergänzt DGB-Regions-
vorsitzender Willi Dürr. Hauptredner werden die stellvertretende
SPD-Landesvorsitzende Ulrike Mascher und der KZ-Überleben-
de Martin Löwenberg (Foto) sein. Foto: as

Am 17. Juni will die
NPD in Regensburg
aufmarschieren 
Von Stefan Aigner

Ein akzeptables Klima für
nationale Sozialisten” wird
Regensburg rückblickend

auf die beiden Neonazi-Demos
im Dezember in rechtsextremen
Internetforen und auf NPD-Sei-
ten bereits seit längerem be-
scheinigt. Konnte man doch un-
ter anderem Lieder der verbote-
nen Band „Landser” abspielen,
ohne dass dies irgendwelche
rechtlichen Folgen gehabt hätte.
Dass dem nicht so ist, will die
Stadtspitze im Rahmen einer
breit angelegten Demonstration
„für Toleranz und Demokratie”
am 27. September zeigen (siehe
erste Meldung li.). 

Allerdings sieht Regensburg
sich schon am kommenden
Samstag mit einem Aufmarsch
der Rechtsextremen konfron-
tiert, der alle bisher dagewese-
nen derartigen Veranstaltungen
in der Domstadt in den Schatten
stellen soll. Für ihr sogenanntes
„Bayernfest” hat die sich NPD
nach Cham und Schwandorf
nun Regensburg – genauer ge-
sagt den „Rockzipfel” – als Ver-
anstaltungsort auserkoren. Zwar
ist Regensburg nach Aussage

von Rechtsreferent Dr. Eugen
Rosenmeier nicht der Favorit
der Neonazis, allerdings sieht es
im Moment so aus, als würden
sich Schwandorf und Cham er-
folgreich gegen den braunen
Aufmarsch zur Wehr setzen. 

Im Rechtsreferat wurde zwar
nach Möglichkeiten gesucht, die
Veranstaltung zu verhindern,
letztlich fand man aber keine
Verbotsmöglichkeiten. Aus Ro-
senmeier sprach schon am Frei-
tag eine gewisse Hilflosigkeit:
„Das Verfassungsgericht müsste
die NPD endlich verbieten. Wir
als kleine Verwaltung sind im-
mer der letzte, den die Hunde
beißen.” Am Montag erging ein

entsprechender Bescheid: bis
22 Uhr versammeln sich die
NPDler auf dem Rockzipfel. 

Neben 700 bis 800 Besuchern
erwarten die Extremisten auch
den NPD-Bundesvorsitzenden
Udo Voigt und ein einschlägig
bekanntes Musikprogramm, un-
ter anderem den als „Liederma-
cher Michael” bekannten Micha-
el Müller, der mit Texten wie „Bei
sechs Millionen Juden da fängt
der Spaß erst an/ Bei sechs Mil-
lionen Juden da ist der Ofen an”

– zur Melodie des Udo-Jürgens-
Schlagers „Mit 66 Jahren” –
traurige Berühmtheit erlangt hat.
In Regensburg ist Müller kein
Unbekannter. Gehört er doch
zur hier ansässigen „Prager Bur-
schenschaft Teutonia”, die we-
gen ihrer Nähe zu rechtsextre-
men und Neonazi-Gruppen ins
Visier des Verfassungsschutzes
geriet (Auf den städtischen In-
ternetseiten findet sich nach wie
vor ein Verweis auf die Homepa-
ge der „Teutonen”.). Einer von
Müllers Bundesbrüdern in be-
sagter Burschenschaft ist Mar-
kus Wiener, Mitarbeiter der
rechtsextremen Stadtratsliste
„Pro Köln” – und Bruder vom
Willi Wiener, Kopf der Regens-
burger Neonazi-Szene. Offen-
bar wächst am 17. Juni also zu-
sammen, was ohnehin schon
lange zusammen gehört. 

Mit einer Demonstration auf
das NPD-„Bayernfest” reagieren
will die Stadt laut Bürgermeister
Gerhard Weber nicht. „Die
Rechten demonstrieren, die
Stadt muss etwas tun – zu so ei-
nem Reflex bin ich nicht bereit.”
Ohne Protest wird das „Bayern-
fest” aber nicht über die Bühne
gehen: Ein breites Bündnis –
unter anderem Jusos, DGB und
Soziale Initiativen ruft ebenfalls
für Samstag zum „Aufstehen ge-
gen Rassismus und Fremden-
feindlickeit” auf, und will schon
am 17. Juni zeigen, dass es kein
akzeptables Klima für nationale
Sozialisten in Regensburg gibt. 

Liedermacher, Willi
Wiener, Burschenschaft

Stadt hilflos: „Rockzipfel”
droht rechtsextreme Feier

Bislang folgten den Aufrufen der Neonazis nur wenig Teilneh-
mer (im Bild die Demonstration am 10. Dezember). Zum NPD-
„Bayerntag” wird mit weitaus mehr Rechtsextremen gerechnet.

Verwaltungsgericht
weist Eilantrag zum
„Inselpark” ab 

Von Stefan Aigner

Ob die städtische Geneh-
migung für das Bauvor-
haben am Unteren

Wöhrd – den „Inselpark” – rech-
tens ist oder nicht, spielte bei
der Entscheidung des Verwal-
tungsgerichts eine allenfalls un-
tergeordnete Rolle. Vergange-
nen Mittwoch wurde der Eilan-
trag einer Anwohnerin auf sofor-
tigen Baustopp abgewiesen. 

Der „Inselpark” war Septem-
ber 2005 auf dem Verwaltungs-
weg genehmigt worden, Ergeb-
nisse eines Planungsdialogs mit
den Anwohnern, wo unter ande-
rem die Aufstellung eines Be-
bauungsplans empfohlen wor-
den war, wurden von der Stadt
und ihrer Genehmigungsbehör-
de nicht berücksichtigt (Wo-
chenblatt berichtete). Zwar hält
es das Gericht in seinem Be-
schluss vom 7. Juni für „zweifel-
haft”, ob die Baugenehmigung
dem Gebot der Erhaltung von
Rückhalteflächen in Über-
schwemmungsgebieten ent-
spreche. Allerdings verstoße
das eben sowenig gegen „nach-
barschaftsschützende Vorschrif-
ten”, wie das Fehlen von kon-
kreten genehmigten Plänen für

den im Bauvorhaben vorgese-
henen Keller oder die Tiefgara-
ge. Und nur falls der Nachbar-
schaftsschutz berührt sei, könn-
ten die Widersprüche der An-
wohnerin Erfolg haben, so das
Gericht. „Nicht ausreichend ist
eine etwaige objektive Rechts-
widrigkeit eines Bescheides.” 

Die Ergebnisse des Pla-
nungsdialogs spielten bei der
Gerichtsentscheidung keine
Rolle. „Auf die Aufstellung eines
Bebauungsplans hat die An-
tragsstellerin keinen Anspruch”,
heißt es in der Begründung.

Der Stadt scheint der erklärte
Wille der Bürger zwar bewusst,
aber offenbar auch gleichgültig
zu sein. „Themen wie Planungs-
dialog etc.” sind in den Augen
der städtischen Rechtsvertreter
zwar von „kommunalpolitischer
bzw. kommunalrechtlicher Be-
deutung”, allerdings könne ih-
nen keine „baurechtliche Rele-
vanz” zugemessen werden. 

Wozu das aufwändige und
von der obersten Baubehörde
als beispielhaft dargestellte
Dialogverfahren im Jahr 2000
dann überhaupt durchgeführt
wurde – diese Frage bleibt da-
mit unbeantwortet. Aber im-
merhin: Einem Bürgerbegeh-
ren aus dem Jahr 1999 gegen
die damals geplante Bebau-
ung konnte man durch dieses
Vorgehen „abhelfen”.

Ist der Stadt der Wille
der Bürger gleichgültig?

Juristisch einwandfrei,
politisch fragwürdig

Die Anwohner am Unteren Wöhrd protestieren weiter gegen das
Bauvorhaben der „7 Haus GmbH” und die fragwürdige Geneh-
migungspraxis der Stadtverwaltung. Foto: Staudinger


